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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

über die Union für den Mittelmeerraum
(2009/2215(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die auf der Europa-Mittelmeer-Konferenz der Außenminister vom 27. 
und 28. November 1995 angenommene Erklärung von Barcelona, durch die eine Europa-
Mittelmeer-Partnerschaft begründet wurde,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den 
Rat über die Initiative „Barcelona-Prozess: Union für den Mittelmeerraum“
(KOM(2008)0319),

– unter Hinweis darauf, dass der Europäische Rat auf seiner Tagung vom 13. und 
14. März 2008 in Brüssel der Initiative „Barcelona-Prozess: Union für den 
Mittelmeerraum“ zugestimmt hat,

– unter Hinweis auf die Erklärung des Pariser Mittelmeergipfels vom 13. Juli 2008,

– unter Hinweis auf die Abschlusserklärung des Treffens der Außenminister der Union für 
den Mittelmeerraum, das am 3. und 4. November 2008 in Marseille stattgefunden hat,

– unter Hinweis auf die Erklärungen des Präsidiums der Parlamentarischen Versammlung 
Europa-Mittelmeer (PVEM) von Paris (12. Juli 2008), Kairo (22. November 2009) und
Rabat (22. Januar 2010),

– unter Hinweis auf die konstituierende Sitzung der Versammlung der regionalen und 
lokalen Gebietskörperschaften Europa-Mittelmeer (ARLEM) vom 21. Januar 2010 in 
Barcelona,

– unter Hinweis auf die Abschlusserklärung des Gipfeltreffens Europa-Mittelmeer der 
Wirtschafts- und Sozialräte und vergleichbaren Institutionen vom 19. Oktober 2009 in 
Alexandria,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Mittelmeerpolitik der Europäischen 
Union, insbesondere auf jene vom 15. März 20071 und vom 5. Juni 20082 und seine 
Entschließung vom 19. Februar 20093 zum Barcelona-Prozess: Union für das Mittelmeer,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. November 2007 zur Stärkung der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik4,

                                               
1 ABl. C 301 E vom 13.12.2007, S. 210.
2 ABl. C 285 E vom 26.11.2009, S. 39.
3 Angenommene Texte, P6_TA(2009)0077.
4 ABl. C 282 E vom 6.11.2008, S. 443.
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– unter Hinweis auf die Empfehlung des Politischen Ausschusses der PVEM vom 13. und
14. März 2010,

– unter Hinweis auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

- unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten und die 
Stellungnahmen des Ausschusses für internationalen Handel und des Ausschusses für 
Industrie, Forschung und Energie (A7-0000/2010),

A. in der Erwägung, dass in einer multipolaren Welt nur große regionale Einheiten in der 
Lage sein werden, eine bedeutende Rolle zu spielen und auf die Umwandlungen in 
Gesellschaft, Kultur, Wirtschaft, Umwelt und Politik zu reagieren,

B. in der Erwägung, dass sich die Europäische Union in den Beziehungen zu ihren 
südlichen Nachbarn eine strategische Vision zu eigen machen und über eine 
Zusammenarbeit, die sich allein von Sicherheits- oder Migrationsaspekten leiten lässt, 
hinausgehen muss,

C. in der Erwägung, dass die Union für den Mittelmeerraum eine Wiederbelebung der
regionalen und multilateralen Dimension der Beziehungen Europa-Mittelmeer 
gestattet und der Errichtung eines Raums des Friedens, der Sicherheit und des 
Wohlstands für 800 Millionen Bewohner eine neue Perspektive eröffnet,

D. in Erwägung der Grenzen, in denen sich die mit den Mittelmeerländern realisierte
Nachbarschaftspolitik bewegt, die sich aufgrund der vorrangigen Orientierung auf
bilaterale Beziehungen als unausgewogen und unfähig erweist, zu einem 
gemeinsamen und umfassenden Reformprozess in der Region beizutragen,

E. in der Erwägung, dass die Mittelmeerländer seit rund fünfzehn Jahren eine 
Diversifizierung ihrer Handels- und Wirtschaftspartner (Russland, China, 
Golfmonarchien) erleben und dass ihre Gesellschaften tiefgreifende Veränderungen 
(Konsumverhalten, Mobilität, demografischer Übergang) durchlaufen, die nicht ohne 
Folge für das innere territoriale Gleichgewicht bleiben,

F. in Erwägung der erheblichen Ungleichheiten zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und den Drittländern des Mittelmeerraums sowie der 
beunruhigenden strukturellen Schwierigkeiten sozioökonomischer und institutioneller 
Art, die im gemeinsamen Interesse aller Mitgliedstaaten der Union für den 
Mittelmeerraum nach entschlossenen Antworten verlangen,

G. in der Erwägung, dass der regionale Kontext, in dem sich die Union für den 
Mittelmeerraum gestaltet, von Konflikten und politischen Spannungen gekennzeichnet 
bleibt, die ein Vorankommen seit dem Gipfel von Paris von Juli 2008 verzögert haben,

H. in der Erwägung, dass die beiden wesentlichen Neuerungen der Union für den
Mittelmeerraum - die institutionelle (Ko-Präsidentschaft, gemeinsamer ständiger 
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Ausschuss, Generalsekretariat) und die operationelle Neuerung (Integrationsprojekte) 
– effizient und transparent funktionieren müssen,

I. in der Erwägung, dass das Generalsekretariat zur treibenden Kraft des Instruments 
bestimmt ist, dass seine Effizienz von der Fähigkeit seines Personals abhängen wird, 
unabhängig zu arbeiten, und dass darüber hinaus die Anwesenheit eines hohen 
israelischen und eines hohen palästinensischen Beamten, die in einer internationalen 
Organisation auf regionaler Ebene zusammenarbeiten, beispiellos und Hoffnung 
versprechend ist,

J. in der Erwägung, dass die Mittelmeerregionen von den transnationalen 
Herausforderungen wie Wassermanagement, Umweltverschmutzung, Straßen- und 
Seeverkehrswege und Migrationsströme direkt betroffen sind und die lokalen und 
regionalen Behörden daher als Schaltstellen fungieren, wenn es um die Herausbildung
einer nachhaltigen Territorialpolitik und die Durchführung konkreter Projekte geht,

K. in der Erwägung, dass die im Rahmen der Union für den Mittelmeerraum 
angekündigten Projekte seit dem Gipfel von Paris an einer allgemeinen 
Unterfinanzierung leiden,

L. in Erwägung der immensen Bedeutung der Geldströme, die von den Migranten durch 
Rücküberweisung zu den Bevölkerungen der Länder des südlichen Mittelmeerraums 
fließen,

M. in der Erwägung, dass die vorhandenen politischen Instrumente und institutionellen 
Ebenen weder ausgeweitet noch zusammengelegt werden dürfen, die Kohärenz der 
zahlreichen Instrumente der Zusammenarbeit Europa-Mittelmeer sichergestellt werden
und vom Besitzstand des Barcelona-Prozesses ausgegangen werden muss,

N. in Erwägung sowohl des kürzlichen Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon als auch 
der nach wie vor ungeklärten Fragen bezüglich der Arbeitsweise und Finanzierung der 
Union für den Mittelmeerraum, die das Europäische Parlament zum Anlass nimmt, die 
Entwicklungen der Union für den Mittelmeerraum eingehend zu verfolgen, um seinen 
Beitrag zum vollen Erfolg des Gipfels von Barcelona zu leisten,

1. fordert die am 7. Juni dieses Jahres in Barcelona zusammenkommenden Staats- und 
Regierungschefs der Union für den Mittelmeerraum auf, alles zu unternehmen, um
dieses Treffen nach zwei schwierigen Jahren zu einem Erfolg für den Start der 
Institutionen der Union für den Mittelmeerraum und die Umsetzung der Großprojekte
zu machen;

2. ermuntert die Regierungen der Mitgliedsländer der Union für den Mittelmeerraum zu 
einem kontinuierlichen und offenen politischen Dialog, der von Achtung und 
Verständnis auf beiden Seiten geprägt ist, und bekräftigt, dass es das Kernstück dieses 
Dialogs auch weiterhin in der Förderung der Demokratie und der Achtung der 
Menschenrechte und der individuellen und kollektiven Freiheiten sieht;
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3. ist der Ansicht, dass die politischen Spannungen und regionalen Konflikte im 
Mittelmeerraum nicht die Möglichkeit behindern dürfen, konkrete Schritte in Richtung 
einer sektorbezogenen und multilateralen Zusammenarbeit zu unternehmen, und dass 
die Union für den Mittelmeerraum nur durch die Verwirklichung der großen 
Integrationsvorhaben dazu beitragen kann, im Geist der Solidarität und des Friedens 
ein Klima des Vertrauens zu entwickeln, das sich gedeihlich auf die Ziele der 
gemeinsamen Sicherheit auswirkt;

4. empfiehlt mit Blick auf den Barcelona-Gipfel, die institutionelle und funktionelle 
Architektur der Union für den Mittelmeerraum anhand folgender Leitlinien 
abschließend festzulegen:

- angemessene Mittelausstattung des Generalsekretariats, die ihm ein wirksames und 
unabhängiges Arbeiten ermöglicht;

- Klärung der Entscheidungs-, Finanzierungs- und Umsetzungskriterien für die 
großen Projekte;

- Sicherung einer dem Vertrag von Lissabon entsprechenden gemeinsamen 
Vertretung der europäischen Beteiligten (Mitgliedstaaten, Rat und Kommission) 
bei gleichzeitiger Förderung des aktiven Mitwirkens aller Drittländer des 
Mittelmeerraums;

- Stärkere Koordinierung mit den Gemeinschaftsprojekten und -programmen, die 
durch die einschlägigen Ministerkonferenzen bestätigt wurden;

- Ermöglichung von Kooperationen in unterschiedlicher Konstellation und deren 
Öffnung für Länder, die zusammen an Projekten von gemeinsamem Interesse
arbeiten wollen;

- Gewährleistung einer guten Zusammenarbeit zwischen dem Generalsekretariat und 
der Europäischen Kommission sowie einer klaren Abgrenzung ihrer 
Zuständigkeiten;

- Wahrung der demokratischen Legitimität der Union für den Mittelmeerraum, 
indem die Entscheidungen transparent getroffen und das Europäische Parlament, 
die PVEM und die nationalen Parlamente in den Entscheidungsprozess einbezogen 
werden;

5. erinnert daran, dass der Gipfel von Paris sechs große horizontale Strategiebereiche 
festgelegt hat, die in der Mehrzahl bereits Gegenstand von Projekten im Rahmen der 
Partnerschaft Europa-Mittelmeer sind;

6. erachtet es für wesentlich, dass die Finanzierung der vorgesehenen Projekte durch 
Kombination öffentlicher und privater Mittel gewährleistet, erhöht und mobilisiert 
wird; in diesem Rahmen

- fordert sie die Mitglieder der Union für den Mittelmeerraum auf, die Projekte mit 
Mitteln in der erforderlichen Höhe auszustatten, und erwartet von den Teilnehmern 
des Gipfels von Barcelona eine zukunftsweisende Verpflichtung;

- weist sie darauf hin, dass jedwede finanzielle Unterstützung der Union während 
des Zeitraums vor dem Abschluss der Finanziellen Vorausschau 2007-2013 
unbeschadet der laufenden oder geplanten regionalen Programme Europa-
Mittelmeer erfolgt; unterstreicht sie die Notwendigkeit einer erheblichen 
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Aufstockung der Mittel, die in der neuen Finanziellen Vorausschau 2014-2020 der 
EU für die Union für den Mittelmeerraum bestimmt sind;

- begrüßt sie die Aktion nationaler, europäischer (EIB-FEMIP, EBWE) und 
internationaler (Weltbank) Finanzinstitute, die bereits in der Region tätig sind, 
unterstreicht die Notwendigkeit, für die großen Projekte Synergien zu finden, und 
schlägt die Schaffung einer Investitions- und Entwicklungsbank Europa-
Mittelmeer vor, um den paritätischen Nord-Süd-Charakter der Union für den 
Mittelmeerraum zu stärken;

- begrüßt sie die kürzliche Auflegung von Investitionsfonds, die zur Finanzierung 
der Projekte der Union für den Mittelmeerraum bestimmt sind, darunter den für 
Infrastrukturprojekte vorgesehenen „InfraMed“-Fonds, und fordert die 
verschiedenen Beteiligten auf, die Entwicklung vergleichbarer Initiativen zu 
fördern;

7. regt an, auf eine Verbesserung der wirtschaftlichen und juristischen 
Rahmenbedingungen der Drittländer hinzuwirken, insbesondere auf die Schaffung 
existenzfähiger und zuverlässiger subregionaler Finanzinstitute, die in der Lage sind, 
ausländische Investitionen anzuziehen; fordert gleichfalls
- durch die Einführung einer für die Drittländer des Mittelmeerraums gemeinsamen 

Investitionsschutzcharta den Schutz der Investitionen zu harmonisieren und zu 
verbessern und die Investitionstätigkeit zu fördern;

- die Schaffung eines Versicherungs- und Finanzgarantiesystems für Investoren, das 
sich am Vorbild der Multilateralen Investitionsgarantie-Agentur (MIGA) orientiert 
und dem Kontext Europa-Mittelmeer angepasst ist;

8. fordert die Mitglieder der Union für den Mittelmeerraum auf, die Rücküberweisung 
von Geldern der Migranten an die Bevölkerung der südlichen Mittelmeerländer zu 
erleichtern und insbesondere auf eine Verringerung der dabei anfallenden Kosten
hinzuwirken;

9. bedauert, dass die sozioökonomischen und Handelsaspekte, wie z. B. ausländische 
Direktinvestitionen, Beschäftigung, informelle Wirtschaft und Armutsbekämpfung, in 
der Pariser Erklärung vernachlässigt wurden, und verlangt, dass dies auf dem 
Barcelona-Gipfel korrigiert wird;

10. unterstreicht die strategische Bedeutung, die den Problemen der Landwirtschaft, der 
Nahrungsmittelsicherheit, der Wasserversorgung und der Entwicklung des ländlichen 
Raums in den Mittelmeerländern zukommen, und verlangt, die Zusammenarbeit im 
Agrarbereich zu einer politischen Priorität zu machen; ermutigt die Staaten der Union 
für den Mittelmeerraum, im Rahmen der WTO-Verhandlungen eine Harmonisierung 
ihrer Positionen anzustreben und zu einer größeren Konvergenz der Agrarpolitik 
Europa-Mittelmeer zu gelangen;

11. wünscht die umgehende Aufnahme neuer Projekte aus dem kulturellen Bereich in die 
Agenda der Union für den Mittelmeerraum; schlägt vor allem die Einrichtung eines 
Europa-Mittelmeer-Programms Erasmus Junior unter der Bezeichnung „Averroës“ 
vor, das die Intensivierung des Austauschs von Oberschülern aus den Mitgliedstaaten 
der Union für den Mittelmeerraum ermöglicht;
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12. bekräftigt seine Befugnisse im Haushaltsverfahren der Europäischen Union und weist 
auf die gestiegene Verantwortung der PVEM in ihrer Rolle als Berater und 
demokratisches Kontrollorgan im Haushaltsvollzug hin; legt eine regelmäßige 
Anhörung des Generalsekretärs und seiner Stellvertreter durch die verschiedenen 
zuständigen Ausschüsse der PVEM nahe, um die regelmäßige Verfolgung der Projekte 
und Tätigkeiten zu ermöglichen; ist der Ansicht, dass diese Einbeziehung in die 
Verantwortung gleichwohl mit einer Verbesserung der Funktionsweise und der 
Arbeitsmethoden der PVEM einschließlich der Bereitstellung der erforderlichen 
Personal- und Finanzausstattung einhergehen muss;

13. begrüßt die kürzliche Schaffung der Versammlung der regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften Europa-Mittelmeer (ARLEM) und verlangt eine gute 
Abstimmung zwischen der Tätigkeit der ARLEM und der PVEM, insbesondere durch 
gemeinsame Sitzungen und die Einladung der Mitglieder der Präsidien zu den 
jeweiligen Arbeitssitzungen;

14. verweist darauf, dass die Zivilgesellschaft, die Sozialpartner und die zahlreichen, im 
Rahmen der Partnerschaft Europa-Mittelmeer entstandenen professionellen und 
sozioprofessionellen Netze regelmäßig befragt und in die Aktivitäten und Projekte der 
Union für den Mittelmeerraum einbezogen werden müssen; regt die Schaffung eines 
Mittelmeerforums der Unternehmer und die Einrichtung eines Wirtschafts- und 
Sozialrates Europa-Mittelmeer an;

15. fordert den Rat, die Vizepräsidentin der Kommission/die Hohe Vertreterin der EU und 
die Europäische Kommission auf, die erforderlichen Anstrengungen zu unternehmen, 
um die Beteiligung der EU an der Union für den Mittelmeerraum kohärent zu 
gestalten und das Europäische Parlament in die Festlegung der europäischen Politik 
einzubeziehen;

16. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat der Europäischen Union, 
dem Präsidenten der Europäischen Kommission, der Vizepräsidentin der 
Kommission/der Hohen Vertreterin der EU, den Regierungen und Parlamenten der 
Mitgliedstaaten, der Ko-Präsidentschaft der Union für den Mittelmeerraum sowie den 
Regierungen und den Parlamenten der Partnerländer zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

I/ Kontext

Während der letzten beiden Jahrzehnte richteten sich die besonderen Anstrengungen der 
Europäischen Union auf ihre Osterweiterung. Die historische Aufgabe der Wiedervereinigung 
des Kontinents konnte so zum glücklichen Abschluss gebracht werden; aber in einer Zeit, in 
der sich das geopolitische und geowirtschaftliche Gleichgewicht der Welt unter dem 
zunehmenden Einfluss Asiens neu verteilt, muss die Union ihre außenpolitischen 
Prioritäten überdenken und sich wieder ihren südlichen Nachbarn zuwenden.

Für das Europäische Parlament erweist es sich als unerlässlich, die Entwicklungen der 
jüngsten regionalen Initiative, der Union für den Mittelmeerraum eingehend zu 
verfolgen. Der vorliegende Bericht schließt daher an den im Februar 2009 angenommenen 
Vorgängerbericht an und orientiert auf die Weiterführung des begonnenen politischen 
Reflexionsprozesses, wobei er den neuen institutionellen Rahmen der Union für den 
Mittelmeerraum ebenso berücksichtigt wie die unbekannten Größen, die sowohl hinsichtlich 
der Arbeitsweise als auch der Finanzierung noch auf dieser Union lasten.

Nach einem kontroversen Start und zwei darauffolgenden Jahren relativer Lähmung findet im 
Juni 2010 der zweite Gipfel der Staats- und Regierungschefs der Union für den 
Mittelmeerraum in Barcelona statt. Das Europäische Parlament möchte seinen Beitrag 
zum vollen Erfolg dieses Gipfels leisten, der über die Zukunft der Union für den 
Mittelmeerraum entscheiden wird.

II/ Leitlinien

Mit dem Näherrücken des Gipfels von Barcelona richten sie unsere Überlegungen zur Union 
für den Mittelmeerraum auf vier große Leitlinien.

a. Errichtung der Union für den Mittelmeerraum auf dem Besitzstand von Barcelona

Nach einer abseits der „Gemeinschaftslogik“ angesiedelten Konzeption war die letztlich
getroffene Entscheidung, die Union für den Mittelmeerraum trotz ihrer Schwächen in 
die Kontinuität des Barcelona-Prozesses einzugliedern, eine gute Entscheidung1.

Trotz der enttäuschenden Bilanz der Partnerschaft Europa-Mittelmeer, insbesondere in ihrer 
multilateralen und subregionalen Dimension, wurde dieses Format der Zusammenarbeit von 
unseren Partnern gut verstanden, was von der 2004 ins Leben gerufenen Europäischen 
Nachbarschaftspolitik (ENP) nicht gesagt werden kann.

                                               
1 Schlussfolgerungen der Tagung des Europäischen Rates vom 13. und 14. März 2008.
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Ungeachtet der politischen Blockade war der Barcelona-Prozess aus technischer Sicht 
gleichwohl aktiv. Die Finanzierungsinstrumente (MEDA, ENPI, FEMIP), die Programme für 
Zusammenarbeit sowie Kooperation auf der Mikroebene wie auch die bilateralen 
Assoziierungsabkommen bedeuteten für die Wirtschaft mancher Länder eine erhebliche
Unterstützung. Im Bereich Kultur und Bildung wurden Programme zur Bewahrung des
kulturellen Erbes (EuroMed Heritage), zur Förderung des Jugendaustauschs (Erasmus 
Mundus), zur Ausstrahlung einer audiovisuellen Produktion Europa-Mittelmeer (Euromed 
audiovisuel II) oder zur Unterstützung des Dialogs zwischen den Kulturen (Anna-Lindh-
Stiftung) verwirklicht. Erwähnenswert sind zugleich die – wenn auch schüchternen –
Anstrengungen zur subregionalen Integration mit der Unterzeichnung des Agadir-
Abkommens. Auf politischer Ebene wurde die regionale Dimension der Partnerschaft dank 
der Ministertreffen (Auswärtige Angelegenheiten und Fachministerien) und der Treffen hoher 
Beamter aufrechterhalten und durch die Praxis eines regelmäßigen Dialogs untermauert.

Es ist daher nachzuvollziehen, dass die Einführung der ENP mit ihrer geplanten bilateralen
Dimension und ihren drei bestätigten Konzepten (Konditionalität, Eigenverantwortung und 
selektive Differenzierung) – nicht nur im südlichen Mittelmeerraum – als Verwässerung des 
Strebens der Europäischen Union nach Partnerschaft und als Verzicht auf eine regionale 
Strategie Europa-Mittelmeer verstanden werden konnte1.

Wenn sich die Union für den Mittelmeerraum auf den Besitzstand des Barcelona-
Prozesses stützt, kann sie der regionalen und multilateralen Dimension der 
Zusammenarbeit Europa-Mittelmeer daher eine zweite Chance bieten.

b. Die politischen Spannungen und regionalen Konflikte im Mittelmeerraum dürfen
nicht die Möglichkeit behindern, in der sektorbezogenen und multilateralen 
Zusammenarbeit konkret voranzukommen

Kennzeichnend für den regionalen Kontext, in dem sich die Union für den Mittelmeerraum 
gestaltet, sind in erster Linie Konflikte und politische Spannungen; dazu kommen die 
Ereignisse des 11. September 2001 und der Irakkrieg, die eine Vertrauenskrise auf beiden 
Seiten auslösten.

Diese Konflikte haben die Schaffung der Union für den Mittelmeerraum seit dem Gipfel von 
Paris vom Juli 2008 erheblich verzögert und sowohl zur Absage von Ministertreffen als auch 
zur institutionellen Lähmung beigetragen.

Die sofortige Lehre aus diesen Schwierigkeiten lautet: es ist nicht oberste Aufgabe der 
Union für den Mittelmeerraum, die Konflikte zu lösen, die seit Jahren einige ihrer 
Mitglieder entzweien. Ohne ein verantwortungsbewusstes und konstruktives Herangehen der 
verschiedenen beteiligten Seiten wird es schwierig sein, die Union für den Mittelmeerraum 
auf den Weg zu bringen und ihre zukünftige Entwicklung sicherzustellen. Nur durch die 
Verwirklichung der großen Integrationsvorhaben wird die Union für den Mittelmeerraum im 
Geist der Solidarität und des Friedens dazu beitragen, ein Klima des Vertrauens zu 
entwickeln, das sich gedeihlich auf die Ziele der gemeinsamen Sicherheit auswirkt. Eine 
gegenteilige Entwicklung hingegen würde zu einem folgenschweren Scheitern führen.

                                               
1 Siehe die Berichte Jäätteenmäki, Tannock und Napoletano.
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c. Die beiden Neuerungen – die institutionelle (Ko-Präsidentschaft, Sekretariat, 
Ausschuss hoher Beamter) und die operationelle Neuerung (Integrationsprojekte) –
der Union für den Mittelmeerraum müssen effizient und transparent funktionieren

Eine der Bedingungen für das künftige Gedeihen der Union für den Mittelmeerraum besteht 
darin, ihre Arbeitsweise für die meisten Akteure (Unternehmen, Universitäten, 
Gewerkschaften, lokale und regionale Gebietskörperschaften, Zivilgesellschaft) verständlich 
und ihre Ergebnisse greifbar zu machen. Die Institutionen der Union müssen deshalb bestrebt 
sein, für ihre Tätigkeit schnellstmöglich einfache, wirksame und transparente Verfahren 
zu finden.

Aus praktischer Sicht kann sich diese Forderung nach Effizienz in Formen der Kooperation 
unterschiedlicher Konstellation mit einer Öffnung für die Länder äußern, die zusammen an 
Projekten von gemeinsamem Interesse arbeiten wollen, ohne dass denen die Tür zugeschlagen 
wird, die sich ihnen später anschließen möchten.

Im Übrigen müssen die Auswahl der Projekte, ihr Fortgang und ihre Finanzierung einer 
regelmäßigen Einschätzung und Kontrolle – insbesondere auf parlamentarischem Wege –
unterliegen, deren Ergebnisse der breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen sind.

d. Die Finanzierung als zentrale Frage 

Seit dem Gipfel von Paris hat die Europäische Kommission für die ersten im Rahmen der 
Union für den Mittelmeerraum angekündigten Projekte einen finanziellen Beitrag geleistet. 
Das ist nur ein erster Schritt, der im Rahmen der tatsächlichen Festlegung dieser Projekte 
umgehend neu bewertet werden muss. Trotz der wirtschaftlichen und sozialen Krise sind 
seitens der verschiedenen Partner und namentlich seitens der Europäischen Union 
größere finanzielle Anstrengungen erforderlich, wenn die Union für den Mittelmeerraum 
wirksam in Gang gebracht werden soll.

Aus diesem Grund muss darauf geachtet werden, dass die EU und ihre Mittelmeerpartner 
das Budget der Union für den Mittelmeerraum in einer den Anforderungen 
entsprechenden Höhe ausstatten. Das Handeln der Partner darf sich nicht darauf 
beschränken, Darlehen zu bewilligen oder Projekte, für die bereits in einem anderen 
institutionellen – zumal gemeinschaftlichen – Rahmen Finanzmittel vorgesehen sind, im 
Nachhinein mit dem Etikett „Union für den Mittelmeerraum“ zu versehen.

Zudem ist auch für das Generalsekretariat eine angemessene Mittelausstattung 
erforderlich, die ihm ein wirksames und unabhängiges Arbeiten ermöglicht.

III. Der Barcelona-Gipfel – eine kritische Etappe für die Union für den 
Mittelmeerraum
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Im Juni 2010 werden die Staats- und Regierungschefs der Union für den Mittelmeerraum 
zusammenkommen. Das Europäische Parlament möchte seinen Beitrag zum vollen Erfolg 
dieses zweiten Gipfels leisten, der nach zwei schwierigen Jahren der Anfangsarbeit ein 
wichtiges Ereignis für die Zukunft der Union für den Mittelmeerraum darstellt.

Besondere Aufmerksamkeit bringt das Europäische Parlament darüber hinaus den konkreten 
Fortschritten entgegen, die in den drei Schwerpunktbereichen erreicht wurden: 
institutionelle Organisation, Projekte sowie Quellen zur Projektfinanzierung.

a. Institutionelle Organisation: Effizienz und Demokratie

In Vorbereitung des Gipfels von Barcelona ist die Festlegung der institutionellen und 
funktionellen Architektur der Union für den Mittelmeerraum voranzubringen, wobei die
Forderung nach Effizienz und Transparenz Berücksichtigung finden muss; ferner sind 
insbesondere die Entscheidungs-, Finanzierungs- und Umsetzungskriterien der großen 
Projekte zu klären.

Das Generalsekretariat muss zur treibenden Kraft des Instruments werden. Seine Effizienz 
hängt von der Mitarbeiterfähigkeit zu selbständigem Arbeiten ab. Hervorzuheben ist, dass 
die Anwesenheit eines hohen israelischen und eines hohen palästinensischen Beamten, 
die in einer internationalen Organisation auf regionaler Ebene zusammenarbeiten, 
beispiellos und Hoffnung versprechend ist. Schließlich muss auf die Notwendigkeit einer 
guten Zusammenarbeit und einer klaren Abgrenzung der Zuständigkeiten mit der 
Europäischen Kommission hingewiesen werden.

In dem neuen institutionellen Gleichgewicht erscheint es mit Verweis auf die Befugnisse des 
Europäischen Parlaments im Haushaltsverfahren wesentlich, dass die PVEM eine gestiegene 
Verantwortung in ihrer Rolle als Berater und demokratisches Kontrollorgan in der 
haushaltsmäßigen Durchführung der Projekte wahrnimmt. Die regelmäßige Anhörung des 
Generalsekretärs und seiner Stellvertreter durch die verschiedenen zuständigen Ausschüsse 
der PVEM ermöglicht eine regelmäßige Verfolgung der Projekte und Tätigkeiten. Diese 
Einbeziehung in die Verantwortung muss gleichwohl mit einer Verbesserung der 
Funktionsweise und der Arbeitsmethoden der PVEM einschließlich der Bereitstellung 
der erforderlichen Personal- und Finanzausstattung einhergehen.

Unabdingbar ist auch die Einbeziehung der lokalen und regionalen Behörden. Die 
Mittelmeerregionen stellen Schaltstellen dar, die für die Herausbildung neuer Formen der 
Territorialpolitik und die Durchführung konkreter Projekte wesentlich sind. Die kürzliche 
Konstituierung der Versammlung der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften 
Europa-Mittelmeer (ARLEM) ist eine hervorragende Initiative.

Die Union für den Mittelmeerraum darf auch nicht versäumen, die Zivilgesellschaft, die 
Sozialpartner und die zahlreichen professionellen und sozioprofessionellen Netze, die
sich im Rahmen der Partnerschaft Europa-Mittelmeer herausgebildet haben, umfassend in ihre 
Aktivitäten einzubeziehen. Die Schaffung eines Wirtschafts- und Sozialausschusses 
Europa-Mittelmeer und eines Mittelmeerforums der Unternehmer sollte vor diesem 
Hintergrund ermuntert werden.
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b. Projekte

Auf dem Gipfel von Paris sind sechs große horizontale Strategiebereiche festgelegt worden, 
die mehreren regionalen Schwerpunktproblemen entsprechen: Meeresverschmutzung, 
Verkehr, erneuerbare Energien, Bildung, kleine und mittlere Unternehmen, 
Katastrophenschutz.

Es wird Aufgabe des Generalsekretariats sein, „Projekte der Mittelmeerunion“ auszuwählen, 
sie vorzuschlagen und festzulegen. Einige sind bereits Bestandteil der Partnerschaft Europa-
Mittelmeer. Der Pragmatismus gebietet es daher, nach dem Grundsatz der Komplementarität 
zu verfahren und zwischen der europäischen Ebene und der Ebene Europa-Mittelmeer das 
richtige Maß an Koordinierung und politischer Mobilisierung zu finden.

Neben den berücksichtigten sechs Großprojekten wäre es wünschenswert, wenn das 
Generalsekretariat und die Fachministertagungen sehr schnell auch neue Projekte auf die 
Agenda setzten. Das Europäische Parlament schlägt vor, im Rahmen der Union für den 
Mittelmeerraum unter anderem Projekte wie ein Europa-Mittelmeer-Programm Erasmus
Junior unter der Bezeichnung „Averroës“ einzuführen, das die Intensivierung des Austauschs 
von Oberschülern aus den Mitgliedstaaten der Union für den Mittelmeerraum ermöglicht, 
oder auch einen kulturellen Teil hinzuzufügen. Die Zusammenarbeit im Nahrungsmittel-
und Agrarsektor, die von strategischer Bedeutung ist, sollte in Zukunft zu den Prioritäten der 
Union für den Mittelmeerraum gehören und eine größere Konvergenz der Agrarpolitik 
Europa-Mittelmeer ermöglichen.

c. Die Finanzmittel aufstocken und garantieren

Auf dem Gipfel von Barcelona muss der Unterfinanzierung der im Rahmen der Union für 
den Mittelmeerraum angekündigten Projekte ein Ende bereitet werden.

Die Finanzierung der vorgesehenen Projekte sollte auf einer Kombination öffentlicher und 
privater Mittel beruhen, für deren Entwicklung und Vorhaltung gesorgt werden muss:

- die erforderliche finanzielle Unterstützung der Union während des Zeitraums vor dem 
Abschluss der Finanziellen Vorausschau 2007-2013 muss unbeschadet der laufenden 
oder geplanten regionalen Programm Europa-Mittelmeer erfolgen; in der neuen
Finanziellen Vorausschau 2014-2020 der EU müssen die für die Union für den 
Mittelmeerraum bestimmten Finanzmittel erheblich aufgestockt werden;

- in der Region sind bereits nationale, europäische (EIB-FEMIP, EBWE) und 
internationale (Weltbank) Finanzinstitute tätig. Bei den Großprojekten müssen 
Synergien genutzt werden. Darin besteht eine der Aufgaben des Sekretariats;

- vorzusehen ist die Schaffung einer Investitions- und Entwicklungsbank Europa-
Mittelmeer, um insbesondere den paritätischen Nord-Süd-Charakter der Union für den 
Mittelmeerraum zu stärken;

- die kürzliche Auflegung von Investitionsfonds, die zur Finanzierung von Projekten der 
Union für den Mittelmeerraum bestimmt sind, ist eine gute Nachricht. Die 
Entwicklung ähnlicher Initiativen muss unterstützt werden.
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Im Übrigen wäre es angebracht, sich für eine Verbesserung der wirtschaftlichen und 
juristischen Rahmenbedingungen der Drittländer, insbesondere für die Schaffung 
existenzfähiger und zuverlässiger subregionaler Finanzinstitute einzusetzen, die in der Lage 
sind, ausländische Investitionen anzuziehen. Derzeit tragen die Investitionsschutzabkommen 
bilateralen Charakter und sind sehr heterogen. Mit der Einführung einer für die Länder des 
südlichen Mittelmeerraums gemeinsamen Investitionsschutzcharta und der Schaffung eines 
Versicherungs- und Finanzgarantiesystems für Investoren könnte dieser Schutz harmonisiert 
und verbessert werden.

Schließlich sind die Geldströme, die von den Migranten an die Bevölkerung der Länder des 
südlichen Mittelmeerraums zurückfließen, von immenser Bedeutung für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Empfängerländer. Es sollte überlegt werden, diesen Geldtransfer zu 
erleichtern und vor allem auf die Verringerung der dabei anfallenden Kosten hinzuwirken.

****

Europa und seine Nachbarn im südlichen und östlichen Mittelmeerraum befinden sich heute 
an einem Wendepunkt ihrer gemeinsamen Geschichte. Es gibt wohl kaum eine andere 
Möglichkeit, als gemeinsam und solidarisch auf die großen globalen Herausforderungen zu 
reagieren, deren Auswirkungen sich tagtäglich im Mittelmeerraum niederschlagen.

In Barcelona müssen die Staats- und Regierungschefs ihren Pragmatismus und ihre Weitsicht 
unter Beweis stellen, um – ausgehend von der gegenwärtigen Komplexität der Region – eine 
Schicksalsgemeinschaft Europa-Mittelmeer für mehr als 800 Millionen Bewohner zu 
errichten. Sie müssen den berechtigten Forderungen der Bürger nach Frieden, Stabilität und 
Wohlstand und deren Wunsch nachkommen, in einer von Recht und gegenseitiger Achtung 
geprägten Gesellschaft leben zu wollen.

Komplementarität und Mitverantwortung sind die besten Voraussetzungen, um die Vielfalt 
des Mittelmeerraums im Dienste eines von allen Bürgern geteilten Wohlstands erlebbar zu 
machen.


